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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 letzter Satz des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit 
geltenden Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Einschränkung der Begün- 
stigung des § 27 des Zollgesetzes für den 
Luftfahrzeugbau 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Verordnung 

zur Einschränkung der Begünstigung des § 27 des Zollgesetzes 

für den Luftfahrzeugbau 


Auf Grund des § 27 letzter Satz des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) r zu- 
letzt geändert durch das Neunte Gesetz zur Ände- 
rung des Zollgesetzes vom 13. Dezember 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1205), verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 


§ 1 

Die Begünstigung des § 27 des Zollgesetzes wird 
für Waren aufgehoben, die zum Ausbessern von 


Luftfahrzeugen mit einem Leergewicht von mehr 
als 15 000 Kilogramm verwendet werden. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. 


Begründung 


Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
hat am 22. Dezember 1966 mehrere Entscheidungen 
über die Zollsätze für Luftfahrzeugmaterial getrof- 
fen (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 4181/66 ff.). Die Entscheidungen sehen u. a. eine 
vollständige Aussetzung der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs für bestimmte Waren vor, die zur 
Instandsetzung oder Instandhaltung von Luftfahr- 
zeugen mit einem Leergewicht von mehr als 15 000 
Kilogramm verwendet werden. Damit ist die Frage 
der Zollvergünstigungen für die bezeichneten Fälle 
und Luftfahrzeuge durch die EWG abschließend auf 
zolltariflichem Wege geregelt worden. Der deutsche 
Zolltarif ist dementsprechend bereits geändert wor- 
den (Vierundneunzigste Verordnung zur Änderung 


des Deutschen Zolltarifs 1966, BGBl II 1967 S. 1198); 
insoweit muß die — geringfügig weitergehende — 
Vergünstigung des § 27 des Zollgesetzes nunmehr 
aufgehoben werden. 

Die bezeichneten Entscheidungen enthalten noch 
keine abschließende Regelung der Zollvergünsti- 
gungen für Waren, die zum Bau von Luftfahrzeugen 
und zur Instandhaltung und Instandsetzung von 
Luftfahrzeugen mit einem Leergewicht von 15 000 
Kilogramm oder weniger verwendet werden. Die 
Besprechungen, die darüber z. Z. im Rahmen der 
EG-Kommission zwischen den Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten geführt werden, sind noch nicht 
abgeschlossen. 
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